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Feriemi.aus in Grindelwald: Di e llnitianten hatten vor alllem sokhe «kalten Betten>> llii Visier. Foto: Peter Klaunzer (Keystone) 

Geschãftsleiter d er Stiftung Landschafts
schutz Schweiz, spricht von einem «in 
hõchstem Mass widersprücWichen Ver
halten». Wenn es zwischen den Volks
entscheiden zur Zuwanderung, zum 
Zweitwohnungsbau und zum Raumpla
nungsgesetz einen gemeinsamen Nen
ner gebe, dann diesen: <<Die Leute wol
len nicht, dass Wohlstand aufKosten der 
Natur geht>>, so Rodewald. So gesehen, 
sei die Zweitwohnungsposition der SVP, 
die bei der Zuwanderung den Kultur
landschutz hochgehalten habe, <<gera
dezu boshaft>>. 

«Absohllt keine Wide:rspmche» 
SVP-Generalselcretar Baltisser weist die 
Vorwürfe von sich. Er will <<absolut 
lceine Widersprüche>> erkennen. Mit der 
Position, wie sie die SVP in der Ver-

Tourismusbranché · 

nehmlassung formuliert habe, würden 
die Vorgaben der Zweitwohnungsinitia
tive respelctiert. Es gelte bei der Umset
·zung aber darauf zu achten, <<dass wir 
auch dem lãndlichen Raum Mõglichkei
ten zur wirtschaftlichen Entwicldung of
fenhalten>>. 

· Tatsãchlich nehmen Wirtschaftsver
bãnde und Berggebietsvertreter die bun
desrãtliche Vorlage insgesamt mit Befrie
digung zur Kenntnis. Rodewald hingegen 
fürchtet, dass dieses Gesetz <<noch 
scWechter ist als die Regelung, die wir 
vor der Vollcsabstimmung hatten>>. Durch 
die vielen Ausnahmebestin:J.mungen 
werde sích d er Baudruck von d en touris
tischen Zentren womõglich·in strulcturell 
schwachere, la.ndschaftlich noch intalc
tere Gegenden verlagem .. Umstritten 
sind unter anderem folgende Punlcte: 

li N e ue Zweitwohnungen sollen au eh in 
Gemeinden oberhalb der 20-Prozent
Grenze mõglich bleiben, wenn sie <<auf 
einer kommerziell bewirtschafteten Ver
triebsplattform angeboten>> werden. 

Unrentable Hotels, die schon vor dem 
Abstimmungstermin (11. Marz 2012) be
standen, lcõnnten nach einer Betriebs
dauer von 25 Jalrren in Zweitwohnungen 
umgewandelt werden .. 
li Die Umwandlung von Erst- in Zweit
wohnungen würde weiter erlaubt - für 
die vor dem 11. Marz 2012 gebauten ohne 
Einschrãnlcung, für die neueren zumin
dest in Ausnalrrnefallen. 

Das Gesetz geht nun zuerst an den 
Standerat. Für di e Initianten steht ausser 
Frage, dass es nachzubessern ist. An
dernfalls wollen sie das Referendum er
greifen. 

«Grüezi Deutschland» - trotz Annahme d er SVP~Initiative 
Schwe:i.z Tourismus halt trotz 
den negativen Reaktionen 
zum Abstimmungsresultat 
an seiner Kampagne in 
Deutschland fest. 

~.J!arkl!ls Brotsehi, Ber111 . 
Vor einem Monat kündete Schweiz Tou
rismus für 2014 und 2015 eine millionen
teure Kampagne in Deutschland an. 
Unter dem Moi:to <<Grüezi Deutschland>> 
versucht die nationale Tourismusorgani
sation, j ene deutsche Kundschaft zurück
zuerobem, die der Schweiz seit der Fi
nanzlcrise von 2008 abhanden gekom
men ist. ObwohlMedien und Politilcer im 
Nachbarland zumiTeil harsch auf das Ja 
zur Masseneinwanderungs-llnitiative re
agierten, sehen die Tourismusvermark
ter den Realctionen der Kundschaft rela
tiv gelassen entgegen. <<Wir sehen keinen 
Anlass, di e Marktbearbeitung in Deutsch
land aufgrund des Abstimmungsresultats 
zu ãndern», sagt Schweiz-Tourismus-Di
rektor Jürg Schmid. Mit der.neuen Kam
pagne solle der deutschen Kundschaft 
auf <<sympathische und humorvolle Art» 

, ihre schõnsten Schweizer Ferienerleb
nisse in Erinnerung gerufen werden. 

Politische Entscheidungen hãtten 
lcaum Einfluss auf die AuswaW der Fe
riendestination, sagt Schmid. «Entschei
dend bleibt die Erlebnisattralctivitãt.>> 
Auch in anderen europãischen Lãndern 
sei nicht geplant, mit einer Kampagne 
auf das J a zur Initiative zu reagieren. Dass 
sich Tciuristen nicht an politischen Ent
wicldungen orientierten, habe sich in Ita
lien gezeigt, wo di e Reisenden si eh nicht 
durch Berlusconi hãtten abhalten lassen. 
Erst wenn si eh in einem Lan d fundamen
. tale Falcten anderten, di e Siclierheit nicht 
mehr gewãhrleistet scheine, blieben die 
Gãste fern. Dies zeige sich in Ãgypten. 

Unte:rschledllkhe WahrnellmnuJ.g 
Auch aus den einzelnen Tourismusregio
nen tõnt es ãhnlich. Harry John, Direk
tor der Berner Tourismus-Organisation, 
zeigt sich erstaunt, wie wenig negative 
Realctionen ihm nach der Vollcsabstim
mung zu Ohren gelcommen sind. Falsch 
wãre es, mit einer Marketingkampagne 

· auf die Abstimmung zu reagieren. «Wir 
sollten den Bali flach halten.» John wird 
sich in den nãchsten zwei Wochen in 
Berlin aufhalten und sich mit Medien-
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vertretern und. Reiseveranstaltern tref-
fen. Wei:de er' aufdie Abstimmung ange'
sprochen, werde er das Abstimmungsre-

sultat <<pragmatisch erldãren>>. Damian 
Constantin, Geschãftsführer der Walli
ser Tourismusorganisation, geht' davon 
aus, dass der Vollcsentscheid bei den 
deutschen Gãsten differenziert wahrge
nommen wird. Von negativen Realctio
nen habeer bisher keine Kenntnis. 

Weniger optimistisch ist Barbara Gisi, 
Direktorin des Schweizer Tourismus
Verbandes (STV). Der STV nimmt die 
politische Interessenvertretung der 
Branche wâhr. Gísi sieht das Image der 
Schweiz angescWagen. Ihr hãtten meh
reren Tourísten aus Deutschland und 
Õsterreich gesagt, si e reisten nicht mehr 
in ein Land, in dem sie als Arbeitslcrãfte 
nicht willlcommen wãren. 

Eine weitere Gefalrr sieht Gisi im mõg
lichen Verlust des Schengen-Abkommens 
für den Fali, dass das Personenfreizügig
lceitsablcommen gekündigt wird. Heute 
würden viele Touristen aus Asien auf 
ihrer ·Europatour in die · Schweiz lcom
men, weil das Schengenvisum sowohl fiir 
die EU wie die Schweiz gelte, Wie viele 
dieser Touristen noch lcãmen, wenn sie 
ein separates Visum brauchten, sei offen. 
Auch Jürg Schmid hãlt den Verbleib im 
Schengenraum für zentral. Mit einem 
Austritt aus Schengen entstünde '<<eine 
touristische Handelshürde>>. 

Die zweite Fremdsprache 
au.f Primarstufe ist gefáhrdet. 
Bildungspolitiker warnen 
vor Auswirkungen au.f den 
nationalen Zusammenhalt. 

Vollll A111ja Burrri 
Seit Monaten wirbt der Schaffhauser Bil
dungsdirelctor Christian Amsler in der 
i;l,nzen Deutschschweiz für den. Lehr
plàn 21 und zwei Fremdsprachen in der 
Primarschule. Nun muss ausgerechnet 
er, der Prãsident der Deutschschweizer 
Erziehungsdirektorenkonferenz, von 
seinen Amtslcollegen einen Richtungs
wechsel verlangen: Das Schaffhauser 
Kantonsparlament hat am Montag einen 
entsprechenden Vorstoss überwiesen. 
Amsler solle sich für eine Ãnderung des 
Harmos-Konlcordats einsetzen, damit 
Primarschüler lcünftig nur noch eine 
statt zwei Fremdsprachen lernen müss
ten. Der FDP-Bildungsdirelctor hatte das 
Parlament vergeblich vor der «Signal
wirlcurig>> dieses Entscheids gewarnt. 
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Dernnãchst stehen in einigen Kanta

nen ãhnliche Parlaments- und Vollcsent
scheide dazu an. lln Baselland und Thur
gau sind Vorstõsse in den Parlamenten 
hangig. In Nidwalden und Zug muss der 
Regierungsrat das Fremdsprachenlcon
zept urnfassend evaluieren lassen. Un d in 
Graubünden, Luzern und Nidwalden 
wurden Vollcsinitiativen Ianciert. lln Ba
selland steht ebenfalls eine Vollcsinitia
tive zur Diskussion, die den Austritt aus 
dem Harmos-Konkordat fordert. Weil 
hâlli4.g au eh viele Lehrer o d er wie in Lu
zern sogar der lca...11tonale Lehrerverband 
hinter der Initiative stehen, werden den 
Vollcsbegehren Chancen eingerãumt. 
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Erst vor rund zehnJahren hat sich di e 
Erziehungsdirelctorenlconferenz auf eine 
gemeinsame Fremdsprachenstrategie 
geeinigt. Die Primarschüler in der gan
zen Schweiz sollen dernnach spãtestens 
ab dem dritten Schuljahr âie erste 
Fremdsprache und ab dem fünften 
Schuljahr die zweite lernen. Noch bevor 
di e ses System eÍJ:!geführt ist, steht es vie
lerorts schon wieder auf der IGppe. 

Ein Deutschschweize:r P:roblem 
Bildungspolitilcer sin d alarmiert. <<D er na
tionale Zusammenhalt ist in Gefahr», sagt 
der Walliser SP-Nationalrat Mathias 
Reynard. Auch der Berner SP-Nationalrat 
Matthias Aebischer, .der Zürcher FDP
Standerat Felix Gutzwiller oder die Basel
bieter CVP-Nationalrãtin Elisabeth 
Schneider-Schneiter warnen aus staats
politischen Gründen davor, den Franzõ
sischunterricht in der Primarschule zu 
streichen. Genau dies kõnnte aber passie
ren: Denn in grossen Teilen d er Deutsch" 
schweiz - mit Ausnahme der Kantone an 
einer Sprachgrenze - lernen die IGnder 
als erste Fremdsprache Englisch. 

Wird di e zweite Fremdsprache aus der 
·Primarschule verbannt, würden die IGn
der erst auf Selcundarstufe eine zweite 
Landessprache lernen. Das genüge nicht, 
fmden Reynard, Gutzwiller und Schnei
der-Schneiter. Die Dislcussionen um die 
zweite Fremdsprache in der Prin:J.ar
schule sei eine Deutschschweizer Ten
denz, sagt Reynard, der auch als Lehrer 
arbeitet. lln d er Roman di e stelle niemand 
den Deutschunterricht infrage. 

EDK will F:riste:rstredmng 
Kõnnen sich die Kantone bis 2015 nicht 
auf eine gemeinsame Fremdsprachen
strategie einigen, muss der Bund eingrei
fen. Die Bildungsdirelctoren wollen nun 
Zeit gewinnen: «Ich werde mich für eine 
Fristerstreclcung einsetzen>>, sagt EDK
Prãsident Christoph Eymann (BS). «Wir 
müssen versuchen, die Eltern, Lehrer 
und Politilcer in den Kantonen zu über
zeugen, wie wichtig der Franzõsisch
unterricht ist.>> Wenn die Schweiz d en na
tionalen Zusammenhalt nicht gefãhrden 
wolle, müssten endlich alle Kantone den 
Landessprachen Prioritãt einrãumen. 

Kein Verstãndnis für solche <<politi
sche Befindlichlceiten>> hat SVP-National
rat und Bildungspolitilcer Peter Keller 
(NW). Der nationale Zusammenhalt sei 
ein <<TotscWagargument>>, das nichts mit 
d er pãdagogischen Debatte an sich zu tun 
habe. Eine, zwei Franzõsischlelctionen 
pro Woche nützten sowieso wenig. Es 
ma eh e mehr Sinn, d en Unterrichr auf di e 
Selcundarschule zu verschieben und dort 
dafür die Lelctionen aufzustoclcen. 
Analyse Seite 9 
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Feindschaft. Altmeister Warren Buffett 
akzeptiert er zwar als gleichwertig, 
nicht aber ohne seine hõheren 
Renditen herauszustreichen. Carl Icahn 
fühlt sich als Kõnig der Wallstreet und 
geniesst die Rolle. 

Mit einem geschãtzten Vermõgen 
von über 20 Milliarden Dollar ist der. 
78-jãhrige Spekulant der reichste aller 
Wallstreet-Akteure, reicher noch als 
George Soros. Hãtte Martill Scorsese 
einen wirldich aufschlussreichen Film 
über die Wõlfe der Finanzindustiie 
drehen wollen, dann hãtte er die 
Geschichte von Carllcahn erzãhlen 
müssen. lm Vergleich dazu mutet 
Leonardo DiCaprio in der Rolle 
des Schwindlers Jordan Belfort võllig 
belanglos an. 

Denn keiner wühlt sich tiefer in die 
Unternehmen ein, die sein er 

Schule Zwischen den 
Landesteilen droht ein 

~ Freril.dsprachehstreit. 
f\Í Von Anja Burri 
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~ Das Votum des Schaffhauser Kantons-
~ parlai1J.ents gegen die zweite Fremd-

~ . sprache in der Primarschule (TA vom 
';Q Dienstag) hat gefãhrliche Signalwir
'0:) kung. Denn die gemeinsame Fremd
d sprachenstrategie aller Kantone, 
t~ wonach die Primarschüler zwei Fremd

sprachen lernen müssen, ist in d er 
Deutschschweiz umstritten. Schüler 
un d Lehrkrãfte sei en hãufig überfor
dert, heisst es. In verschiedenen Kanto~ 
nen sind Vorstõsse oder sogar Vollcs
initiativen hãngig, di e zweite Fremd
sprache wieder zu streichen. Kommen · 
diese durch, droht ein wüster Spra
chenstreit. 

In den meisten Deutschschweizer 
Kantonen lernen die IGnder zuerst 
Englisch (Ausnahmen von der Regel 
sind Kantone an einer Sprachgrenze 
wie Bern). Eine Streichung der zweiten 
Fremdsprache würde deshalb wohl 
vielerorts das Franzõsisch treffen. 
Westschweizer Politiker sin d alarmiert. 
Auch nationale Parlamentarier aus der 
Deutschschweiz warnen davor, das 
Franzõsisch stiefmütterlich zu 
behandeln. Sie haben recht. Es wãre 
fatal, den nationalen Zusammenhalt 
wegen ein paar Franzõsischlektionen 
zu gefãhrden. 

Wenn sich die Landesteile verstehen 
wollen, müssen sich deren Bewohner 
verstãndigen kõnnen. Driften die 
Kantone in âer Fremdsprachenfrage 
auseinander bis 2015, der Deadline für 
die Harmonisierung, muss sowieso der 
Bundesrat ein M<;~chtwort sprechen. Die 
Verfassung verpflichtet ihn dazu. Aus 
staatspolitischen Gründen dürfte er 
eine Landessprache als obligatorische 
Fremdsprache bestimmen. Das 
wiederum wãre für viele Deutsch
schweizer Kantone ein Affront: Sie 
ha ben erst auf Frühenglisch umgestellt 
und dafür Millionen ausgegeben. 

Kein Wunder, will sich der Prãsident 
der Erziehungsdirektorenkonferenz 
(EDK) Christoph Eymann für eine 
Erstreclcung der Umsetzungsfrist 
einsetzen. Eltern, Lehrer und Politiker 
müssten erst noch davon überzeugt 
werden, dass zwei Fremdsprachen für 
Primarschüler ein Gewinn seien, sagt 
er. Solange die Kantone ihre Spcu:
programme au eh auf Kosten d er 
Schulen durchziehen, ist das schwie
rig. Denn für einen gut ausgebauten 
Fremdsprachenunterricht braucht es 
mehr Lehrkrãfte und genügend 
Lektionen~ Das lcostet. 
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Jahren hat Icahn feindlíche 
Übernahmekãmpfe gegen 14 Unter
nehmen lanciert. Er liebt es, wenn er 
grosse' Namen wie, Michael Dell 
attaclcieren kann. Solche Coups 
machen ihn zu einem Stammgast bei 
den US-Wirtschaftssendern, wo Icahn 
gerne mit paftigen Aussagen aufwartet. 
Legendãr ist der Kampf zwischen ihm 
und dem 47-jãhrigen Bill Ackman, 
wie er ein <<Corporate Raider»; 

. der Unternehmen angreift, um sie 
profitabler zu machen und noch mehr, 
um sich zu bereichern. · 

Alctuelles Beispiel ist der Vitamin
hersteller Herbalife, eine Fi~ma, die 
gemãss Aclcman einem klassischen 
Betrugsring gleicht. Aclcman hat 
deshalb eine gewichtige Short-Position 
mit Herbalffe-Aktien aufgebaut. Als 
Icahn davon hõrte, kaufte er umge-

nicht. Doch glaubt sich Icahn hoch 
überlegen. Seinen Widersacher 
bezeichnet er õffentlich als <<Heulsuse» 
und als <<scheinheiligen Lügner». W as 
ihn aufregt, sagt er, ist nicht die 
Gegenposition von Aclcman, sondern 
seine fehlende Hãrte. «In den Strassen 
von Far Roclcaway hãtte er nicht lange 
überlebt», so Icahn mit Verweis auf 
seine raue}ugend im Aussenbezirk von 
Queens. <<Ein wahrer Gewinner.ist, 
wer talctvoll gewinnen kann. Aclcmann 
wird dies nie lernen.» 

Nicht, dass Icahn viel hãtte lernen 
müssen. Er war der gefürchtetste 
Corporate Raider der 70er- und 
80er-Jahre. Er zerlegte erbarmungslos 
die notleidende Luftfahrtgesellschaft 
TWA und machte zulasten de.s 
Personals einen Riesenprofit. Gleiches 
versuchte er mit US Steel, doch da 

Das offizielleBilld: Der franzõsische Ausserunillister LaurentFabius' (r.) empfãngt d en Schweizer Boodesprãsi.denten. Foto: e. Bailleul 

Frankreich Paris bereitet Bundesprãsident Didier Burkhalter einen frostigen 
Empfang - aus Tradition und Kalkül. Von Oliver Meiler 

Es gibt schõnere Reisen als die, die den 
Schweizer Bundesprãsidentenjetzt in 
die Hauptstãclte Europas führt- herzli
chere, harmonischere. Im besten.Fall 
begegnet man Didier Burkhalter auf 
seiner Erlclãrtour für eine:çt schwer 
erldãrbaren Volksentscheid mit mass
voll besorgtem Pragmatismus, wie das 
die deutsche Kanzlerin Angela Merkel 
in Berlin tat. Im wenigei guten Fall 
geht eine passionierte Massregelung 
auf ihn nieder, wie das offenbar am 
Quai d'Orsay in Paris passierte, wo ihn 
Aussenminister Laurent Fabius emp
fmg und mit einer Lektion über die 
europãischen Prinzipien bedachte. 
Das offizielle Bild vom Hãndedruclc, 
aufgenommen im Dekor des franzõsi
schen Machtfirlefanzes, unter Lüstern 
und Goldbordüren, ne ben Mõbeln a11s 
fernen Zeiten, zeigt einen demonstra
tiv grimmigen Fabius und einen ge
quãlt lãchelnden Burlchalter. 
Wohl ist keinem der beiden. 

Die Schweiz sollte sich nichts 
vormachen: In eur:opãischen 
Regierungskreisen ist das Lager der 
Dogmatiker à la Fabius grõsser als· 
jenes merkelscher Pragmatilcer. 
Zumindest in dieser ersten Schock
phase sindjene zahlreicher, die 
rhetorisch die Guillotine auffahren, 

um den Schweizern die Folgen ihres 
Solos auch mõglichst plastisch zu 
machen. Und natürlich geben die 
Franzósen in diesem Machtspiel die 
bereitwilligsten Henker. Industrie
minister Arnaud Montebourg etwa, 
ein Mann mit besonders ausgeprãgtem 
Mitteilungsbedürfnis, sprach von 
einem <<kollektiven Suizid» der 
Schweizer und einer «Lepenisierung 
Helvetiens». Er verhiess <<Handelsre
pressalieh» nach der Abschottung. Das 
klingt bedrohlich, sogar ein weníg 
kriegerisch. Nur: Wie ernst muss man 
di e franzõsische Rhetorílc nehmen? 

JFEli .. lC:il1lít ']q]T L~é IF'.f:Iffi 

París erinnert die Welt gerne daran, 
dass es ihr in der Vergangenheit oft als 
leuchtender Wegweiser diente - als 
Aufldãrer, als Vorspurer hehrer gesell
schaftlicher Errungenschaften. Da die 
Franzosen dann moralisch und beleh
rend wirken, hochnãsig auch, geht der 
Restwelt das. Gehabe ziernlich auf die 
Nerven. In der Sache aber ha ben die 
Franzosen meistens recht, auch dies
mal: Die Personenfreizügigkéit ist ein 
zentraler Pfeiler des neuen Europa, 
ein schier unverrüclcbares Dogma 
eben. Bricht er ein; zerbricht Europa. 
Das denlct man auch in Berlin. In Par:is 

aber sagt man es laut. Man gibt die 
Prinzipienreiter, hoch zu Ross. Und die 
Form ist schon mindestens die Hãlfte 
der politischen Strategie: Frankreich 
soll man immer daran erkennen, dass, 
es Maximen mit Verve verteidigt. 

Genauer betrachtet, schrumpft der 
empõrte Gestus der sozialistischen 
Regierung in diesem Fall aber zum 
prosaischeren innenpolitischen 
Talctieren. Bald finden in Frankreich 
Lokal- und Europawahlen statt; man 
steckt also mitten im Wahlkampf. Alle 
Studien deuten daraufhin, dass die 
<<Lepenisierung», di e Montebourg in 
der Schweiz ortet, vor allem im 
eigenen Land rasch voranschreitet. 
Marine Le Pen vom rechtsextre,men 
Front Nationa1 werden Wahlerfolge 
vorausgesagt, wie sie ihr Vater 
Jean-Marie in vier Jahrzehnten nicht 
erreichte. Das Abstimmungsresultat 
aus der Schweiz leistet ihr Vorschub, 
weil es ihre Thesen stützt und sie von 
aussen legitimiert. 

In der Pariser Rhetorik schwingt 
auch die Sorge vor dieser Entwiclclung 
mit. Sind die Wahlen erst einmal 
vorbei, wird sich wahrscheinlich 
Pragmatik in die Dogmatik mischen. 
Mit Verstãndnis aber wird die Schweiz 
auch dann nicht rechnen dürfen. 
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auflõsen musste. 
Doch seit fünfJahren erlet 

eine eigentliche Renaissance. 
überall, wo es rumort, hat er 
Finger drin. Am letzten Deal 
er fast 1,7 Milliarden Dollar. It 
verlcaufte die Pharmagesellsc 
Forest Laboratories an die G< 
herstellerin Actavis, die zuvo 
Steuerdomizil nach Irland ve 
hatte. Dies ·erlaubte Icahn, vc 
tieferen Steuern in Irland zu 
ren - ein Umstand, der die z, 
fusion nach Ansicht von Facl: 
erst ermõglicht hatte. Den V e 
auf diese VV:eise den US-Wirts 
standort zu untergraben, wü 
Spekulant zur Seite: «<n diest 
Unternehmen liegt Geld brac 
Wir sind n ur die Katalysaton 
die das Geldin Umlaufbring 

Borse ParaHelen 
zwischen heute ux 
1929 schrecken au 
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Eine <<Chart o f Do o m>> sorgt 1 

Aufregung. Darin wird die EJ 
des amerikanischen Bõrseni 
Dow Jones Industria! sei t 201 
seiner Entwicklung von 1928 
grossen Bõrsencrash 1929 ve 
Dieser war Auslõser der Gro 
Depression. Die Entwicldunl 
ist in beiden Perioden sehr li 
was viele folgern lãsst: Der I: 
auch diesmal wieder abstün 
die Welt erm!ut ins wirtscha: 
Verderben reissen, W as sagt 
die Graflk tatsãchlich? Gar 11 

J a, es gibt nach wie vor at 
Gründe zur Sorge um die E11 
der Weltwirtschaft, auch eir. 
Abwãrtslcorrelctur an der Bõ 
ist nicht auszuschliessen. 

Keine Sorge brauchen un1 
Parallelen in der Bõrsenentv 
zu machen. Die Ãhnlichlceite 
dem vergangenen und dem l 
Kursverlaufhab~n nicht den 
Erldãrungsgehalt. Schliesslic 
ein Index nicht die wirtschal 
.Entwicldung, das Umgelcehr 
der Wahrheit schon nãher. 

Der Kursverlauf einer Alc 
die Erwartungen bezüglich 
Entwicklung eines Unternel 
der Verlauf eines Index hini 
illustriert die Erwartungen, 
darin enthaltenen Unternet 
betrifft und damit indirelct < 
Konjunkturverlauf. Für Pro1 
über die weitere Entw:icklm 
Bõrse und der Weltvvirtscha 
sich Vergleiche mit frühere1 
wirtschaftlichen Umstãnde1 
ehesten. Und die Ui:nstãnde 
dem Ausbruch der Grossen 
waren in fastjeder Hínsicht 
als heute, sechs Jahre nach. 
der Finanzkrise. 

Chart of Doom 
sagt Crash voraus 
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